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Herr Schochin, derzeit passiert
viel auf einmal: Die russische
Wirtschaft stagniert, der Ölpreis
ist dramatisch gesunken, dazu
kommen westliche Sanktionen,
und alle sind geschockt vom plötz-
lichen Hausarrest gegen den Milli-
ardär Wladimir Jewtuschenkow.
Kein Umfeld in dem man Unter-
nehmer sein möchte, oder?

Unternehmertum beinhaltet be-
stimmte Risiken. Jeder Investor
muss Risiken und Rentabilität im-
mer aufeinander abstimmen. Natür-
lich ist die jetzige Situation nicht be-
sonders günstig. Selbst ohne Sanktio-
nen würde die Nachfrage nach russi-
schen Exportwaren nicht so wie vor
der Krise sein, weil sich die Weltwirt-
schaft eben nur langsam erholt.

Aber dass in Russland selbst ein
höherer Ölpreis kein Wachstum
mehr in Gang zu bringen vermag,
wissen wir schon seit mindestens
zwei Jahren.

Ja. Viele Budgetausgaben, darunter
die für Soziales, gehen zudem von ei-
nem höheren Ölpreis aus. Und Wla-
dimir Putins 2012 unterzeichneten
Erlassen über höhere Ausgaben liegt
sogar ein Wirtschaftswachstum von
4 % zugrunde.

Nun sind wir in einer neuen Reali-
tät: Auffällig, dass sich Worte und
Taten der Staatsführung immer
weniger decken. Da bemüht Pu-
tin ständig das Investitionsklima,
und gleichzeitig wird Jewtuschen-
kow unter Hausarrest gestellt,
weil man ihm den Ölkonzern
Bashneft wegnehmen will. Wie
soll das denn zusammenpassen?

Eine Renationalisierung von Bash-
neft wäre selbst dann kein gutes Si-
gnal, wenn der jetzige Besitzer dafür
entschädigt würde. Bei jeder Privati-
sierung kann man Verstöße finden.
Aber in der Zeit von Putins Wahl-
kampf vor zwei Jahren schien uns,
dass man einen Konsens darüber ge-
funden hat, die Privatisierungen
nicht mehr anzurühren, weil es die
Effizienz und das Vertrauen in der
Geschäftswelt zerstören würde. Da-
zu kommt der vor zehn Jahren ab-
geschlossene Gesellschaftsvertrag,
dass sich die Unternehmer nicht in
die Politik einmischen und die Poli-
tik dafür keine Privatisierungen neu
aufrollt. Nun stehen diese Abkom-
men in Frage. Noch ist das Vertrau-
en nicht zerstört. Es liegt jetzt an der
Politik, dass es so bleibt.

Den größten Schaden fügt sich
Russland also womöglich wieder
einmal selber zu?

Die Wirtschaftsvertreter können nur
über transparente Mechanismen ei-
ne öffentliche Meinung bilden und
vor den Machthabern in der Exekuti-
ve und Legislative für bestimmte Ent-
scheidungen votieren. In der ersten
Causa Yukos 2004 war das Signal,
sich einerseits nicht in die Politik ein-
zumischen und andererseits ehrlich
Steuern zu zahlen. In der Causa Jew-
tuschenkow ist das Signal nun weni-
ger verständlich. In der Frage, ob
man in Russland investieren soll,
wird dieser Fall nicht allein entschei-
dend sein. Aber in der Gesamtheit
der Momente wie Sanktionen, Unbe-
stimmtheit der Makroökonomie und
der geplanten schärferen Gesetze
zur Bekämpfung von Steuerflucht
kann die Causa Jewtuschenkow aus-
schlaggebend sein. Die Leute befin-
den sich in einer Warteposition.

Fehlt dem Staatsapparat schlicht
das wirtschaftliche Know-how,
wie es Herman Gref, Chef der
Sberbank, der größten russischen
Bank, dieser Tage ziemlich freimü-
tig formuliert hat?

Das Problem liegt im mangelhaften
Zusammenwirken des Staatsappara-
tes. Und dass die Tätigkeit dieses Ap-
parats nicht kontrolliert wird. Putin
sagte vorige Woche, dass er der Re-
gierung in den Hintern treten wer-
de, damit sie gewisse Entscheidun-
gen trifft. Es fehlen die Gegengewich-
te, viele Beamte spüren keinen Ge-
genwind. Vielleicht hat Gref recht.
Aber es ist ein systemisches Pro-
blem, und hier braucht es eine Erneu-
erung des politischen Systems und
der Zivilgesellschaft. Ich kämpfe seit
Jahren dafür, dass wir nicht nur an
den Diskussionen teilnehmen kön-
nen, sondern von uns auch eine Ex-
pertise verlangt wird, bevor Geset-
zesvorlagen ins Parlament gehen.
Die Business-Community muss den
Raum für die Teilnahme an Be-
schlussfassungen ausweiten.

Soll heißen, die von Putin aus der
Politik gedrängten Unternehmer
müssen zurück in die Politik?

Nein, denn das wäre gefährlich.

Hinter der Causa Jewtuschenkow
steht ja angeblich der größte und
staatliche Ölkonzern Rosneft, der

selbst unter Sanktionen steht
und sich Bashneft einverleiben
will. Ein weiterer Beleg dafür,
dass jene, die unter Sanktionen
leiden, sich durch Attacken auf an-
dere private Unternehmen schad-
los halten?

Die unter Sanktionen stehen, warten
auf Unterstützung durch den Staat.
Rosneft leidet unter den Sanktionen
in der Form, dass es die Bohrungen
in der Arktis einstellen muss. Dieses
Problem können sie mit der Übernah-
me eines Konkurrenzkonzerns ohne-
hin nicht lösen.

Aber es hindert sie nicht, es zu
wollen?

Wollen können sie alles Mögliche.
Das ist für die Machthaber noch kein
Grund für eine Entscheidung. Das
Hauptproblem bleibt die Erschlie-
ßung neuer Lagerstätten in der Ark-
tis, um das Förderniveau zu halten.
Es geht darum, nicht zuzulassen,
dass Amerika oder andere Anbieter
die russische Nische auf dem euro-
päischen Gas- und Ölmarkt einneh-
men. Das Problem ist also nicht, wie
man innerhalb Russlands umver-
teilt, sondern wie man auf dem euro-
päischen Markt bleibt. Wenn also
Bashneft auf keiner Sanktionsliste
steht, muss man danach trachten,
dass Bashneft nicht unnötig Schwie-
rigkeiten gemacht werden, sondern
im Ausland an den Markt kommt.

Haben Sie zuletzt viele Anrufe
von frustrierten Unternehmern
bekommen?

Man muss ein wenig Geduld mitbrin-
gen. Natürlich beunruhigt uns die Si-
tuation wegen des Geschäftsmilieus
und der Beziehung zwischen den
Machthabern und Unternehmern.
Wir wollen nicht, dass der unge-
schriebene Gesellschaftsvertrag zer-
stört wird. Putin hat vergangene Wo-
che gesagt, dass es keine Massenent-
eignungen geben wird, nur einzelne
Fälle, wenn Gesetze verletzt worden
sind.

Viele Einzelfälle würden auch ei-
ne Masse ergeben.

Nun, das Signal von Putin ist einer-
seits positiv. Aber es braucht zusätzli-
che Signale. Und zwar keine verba-
len.

Es kracht derzeit ja an allen Ecken
und Enden. Mit einem Ad-hoc-Ge-
setz wurde verfügt, dass ausländi-
sche Unternehmen künftig nur
noch 20 % an russischen Medien
halten dürfen. Ein alarmierendes
Signal?

Es gibt ein russisches Sprichwort:
Wecke das Böse nicht, solange es
sich ruhig verhält. Wer aber hat das
Böse geweckt? Europa und die USA.
Einen Tag nach der Minsker Verein-
barung wurden neue Sanktionen ein-
geführt. Auf die Sanktionen kommt
dann eben die Reaktion Russlands.
Denn in Russland ist die politische
Macht heterogen; unter ihr finden
sich auch Falken. Und Ihr füttert sie.
Es ist ein Kampf der Falken im EU-

Parlament, im Bundestag und in
Russland.

Wollen Sie sagen, dass die Sankti-
onen von Anfang an unnötig wa-
ren?

Führt meinetwegen Sanktionen ge-
gen konkrete Politiker ein! Und

wenn der Verdacht besteht, dass
Russland Konfliktparteien aufrüstet,
dann führt ein Embargo auf Lieferun-
gen ein! Aber was hat denn bitte das
Finanz- und Bankensystem damit zu
tun? Auf unsere fünf Staatsbanken –
einige wurden auf die Sanktionsliste
gesetzt – kommt mehr als die Hälfte
der Bilanzsumme unseres Bankensys-
tems. Wir sehen uns also systemati-
schen Sanktionen gegen die russi-
sche Wirtschaft gegenüber. Wenn Ba-
rack Obama sagt, die Sanktionen
müssen in erster Linie der russischen
Wirtschaft schaden, dann ruft das
Hass bei den Russen hervor. Wir lie-
ben Obama nicht; und wir lieben
auch Angela Merkel nicht mehr.

Sie meinen, die russischen Bür-
ger?

Ja. Ich habe mich mit Merkel oft bei
den Treffen mit Putin getroffen. Sie
war eine Freundin. Und jetzt sind
die westlichen Staatschefs den Rus-
sen verdächtig. Viele Russen fragen,
weshalb Merkel die Vorhut von Oba-
ma bildet. Von den Sanktionen profi-
tieren ja am meisten die USA. Mit
Russland handeln sie wenig, sie ver-
lieren also fast nichts und können
dann auch noch auf den europäi-
schen Markt gehen. Europa aber ver-
liert durch die Sanktionen. Und dass
Merkel sich darauf einlässt, wird von
russischen Normalbürgern so gedeu-
tet, dass die Amerikaner mit ihrer
Spionage eben viel Material gegen
Merkel gesammelt haben und sie
und andere europäische Staatschefs
erpressen können.

Es gibt die Einschätzung, dass mit
den Sanktionen gegen Russlands
Wirtschaft das Bewusstsein der
Masse, nämlich die umfängliche
Unterstützung von Putins Kurs in
der Ukraine, verändert werden
kann.

Das Bewusstsein wird verändert,
aber so, dass der Antiamerikanismus
zunimmt. Schlagartig ging der Tou-
rismus nach Europa zurück. Die ein-
fachen Bürger befürchten, dass sie
dorthin fahren und zwischen neue
Sanktionen kommen.

Welche Möglichkeiten bestehen,
die Finanzierungen seitens des
Westens zu ersetzen?

Etwa über das Budget, über den nati-
onalen Wohlfahrtsfonds, den Reser-
vefonds oder den Fonds für Direktin-
vestitionen. Das Problem: Das Bud-
get wird knapper. Das Wirtschafts-
wachstum liegt nahe bei null. Der Öl-
preis fällt. Die Sozialausgaben sind
riesig. Die Mittel reichen aus, wenn
die Sanktionen Mitte 2015 aufgeho-
ben werden. Sollten die Sanktionen
bis 2016 fortbestehen, wird es Pro-
bleme mit dem Budget für 2016 ge-
ben. Die Reserven werden aufge-
braucht sein. Um auf Finanzierun-
gen aus China umzustellen, braucht
es mehrere Jahre. Die chinesischen
und asiatischen Banken denken lan-
ge nach. Mit europäischen und ame-
rikanischen Banken hatten wir die
Beziehungen ja über Jahrzehnte auf-
gebaut. Sie kennen ihre Schuldner.

Werden bereits viele Projekte ein-
gefroren?

Viele Unternehmen kürzen die Aus-
gaben für Investitionen. 0,5 % an
Wirtschaftswachstum für 2015 kann
man wegen der Sanktionen abschrei-
ben. Und das ist die Hälfte des pro-
gnostizierten Wachstums.

Wenn die Sanktionen aufgeho-
ben werden: Wie wird man dann
das Vertrauen in den Westen wie-
derherstellen können?

Schnell werden die Sanktionen nicht
aufgehoben werden, denn Russland
gibt die Krim in den nächsten 100
Jahren nicht her. Die NATO-Länder
werden daher ein gewisses Sanktio-
nenpaket bestehen lassen, um das
Gesicht zu wahren. In der Ostukrai-
ne wird sich die Situation wohl wie
in Abchasien beruhigen. Das wich-
tigste ist, die Kriegshandlungen ein-
zustellen. Die Lösung wird man
wohl auf die nächste Politikergenera-
tion übertragen müssen.

Denken Sie, dass manches zwi-
schen Russland und Europa in ab-
sehbarer Zukunft irreparabel
bleibt?

Die unerklärten Sanktionen werden
fortdauern. Ebenso wie der aktive
Wunsch der EU und der USA, die
Energieabhängigkeit stark zu verrin-
gern. Der Wunsch war immer da ge-
wesen und wird jetzt eben mit dop-
pelter Energie umgesetzt. Eine neue
Gaspipeline aus Turkmenistan oder
Iran wird kommen – was immer es
kostet. Flüssiggas-Terminals werden
gebaut, und die USA wird mehr Gas
nach Europa liefern. Ein verborge-
ner Druck auf Russland wird stattfin-
den, auch wenn öffentliche Sanktio-
nen fehlen.

Gazprom wird also Marktanteile
in Europa einbüßen?

Ja. Die Ukraine ist wie ein verhät-
scheltes Kind, bei dem man in allem
zu nachsichtig war. Die EU machte
Druck auf Kiew, um einen Gaspreis
von 385 Dollar je 1 000 Kubikmeter
zu akzeptieren, aber Kiew sagte
nein. Die EU hat zu wenige Mittel,
um Druck auf Kiew auszuüben.

Wie könnte eine Deeskalation ge-
lingen?

Zum einen muss man aufs Business
hören. Man muss schauen, wie man
mit den Sanktionen am wenigsten
Schaden anrichtet. Wenn man die
halb geöffnete Tür nicht zuschlagen
will, dann darf man nicht solche
Sanktionen einführen, die diese Tür
ganz schließen. Zum anderen muss
der Gastransit durch die Ukraine ge-
regelt sein, und Europa darf Russ-
land nicht mit einem Reverse Flow
russischen Gases aus Europa in die
Ukraine betrügen.

Wann wurden die ersten Fehler
zwischen Russland und der EU ge-
macht?

Ich sehe das Hauptproblem des Ukra-
ine-Konflikts darin, dass wir den Ab-
schluss eines Basisabkommens zwi-
schen Russland und Europa verzö-
gert haben. Ich hatte 2007 das Part-
nerschaftsabkommen Russlands mit
der EU vorbereitet. Seither wird das
Abkommen jährlich prolongiert.
Aber seit 2007 wird nebenbei über
ein neues Abkommen mit dem Na-
men „Freihandelszone plus“ verhan-
delt. Wir kamen gut voran und wa-
ren nahe daran, auf Visafreiheit und
Freihandel überzugehen. Aber plötz-
lich kam die EU mit der Idee der Ost-
partnerschaft für sechs Staaten da-
her, und die NATO wollte den Bei-
tritt der Ukraine. Russland ist dann
bei diesem Tempo zurückgeblieben,
denn wir haben eine schwierige
Struktur mit Kasachstan und Weiß-
russland und brauchen Zeit, um auf
den Freihandel überzugehen. Statt
die Partnerschaft abzuschließen, hat
die scheidende EU-Führung einen
Brand entfacht. Hätte die EU statt
der Ostpartnerschaft der Ukraine
und Russland eine einheitliche Ge-
schwindigkeit beim Abschluss einer
Vereinbarung über eine Freihandels-
zone vorgeschlagen, Russland wäre
dazu bereit gewesen. Man hätte
nicht Russland der Ukraine entge-
genstellen sollen.

Woran ist also alles gescheitert?
Die EU-Bürokratie ist nun mal eine
Bürokratie. Mit allen Vor- und Nach-
teilen, die sie mit sich bringt. Das Ei-
geninteresse der Bürokratie besteht
darin, die Kompetenz auszuweiten.
Neue Mitglieder, mehr Vollmachten.

Das Interview führte Eduard Steiner.

est – Alexandr Schochin (62) hat
2005 zur Zeit der Enteignung des
Ölkonzerns Yukos den Vorsitz im
Verband der russischen Industriel-
len und Unternehmer übernom-
men. Er gilt damit als oberster Re-
präsentant und Sprachrohr der rus-
sischen Geschäftswelt gegenüber
der Politik. Auch sitzt Schochin in
mehreren Aufsichtsräten russi-
scher Großkonzerne, darunter
beim zweitgrößten Ölkonzern Luk-
oil oder den Russischen Eisenbah-
nen. Zuvor war der studierte Öko-
nom zwischen 2002 und 2005 Auf-
sichtsratschef der Investmentbank
„Renaissance Capital“ und Vorsit-
zender des Expertenrates im Föde-
rationsausschuss für den Wertpa-
piermarkt. In den 1990er Jahren
fungierte Schochin unter anderem
als Vizepremier, Arbeits- und Wirt-

schaftsminister sowie Präsident
der renommierten Moskauer Wirt-
schaftsuniversität „Higher School
of Economics“.
 (Börsen-Zeitung, 7.10.2014)
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fed Brüssel – Der Brite Jonathan Hill
muss sich heute Mittag erneut den
Fragen des Wirtschafts- und Wäh-
rungsausschusses des EU-Parla-
ments stellen. Er muss mit unange-
nehmeren Fragen als bei seiner ers-
ten Anhörung rechnen. Denn die Eu-
ropaabgeordneten haben beklagt,
dass Hill vor allem mit Blick auf die
von ihm angestrebte Kapitalmarkt-
union zu vage geblieben sei – und
werden deshalb darauf insistieren,
dass er seine Pläne konkretisiert.
Hill hat dies bereits ansatzweise in
seinen schriftlichen Antworten auf
Zusatzfragen angefangen. Dort stellt
er auf Standardisierung, die Verbes-
serung des Marktzugangs von Mittel-
ständlern und eine wirkungsvolle
Aufsicht und Transparenz ab. Zu-

gleich bekräftigt er sein Interesse an
einer Belebung des Verbriefungs-
markts – allerdings nur für simple
und verständliche Produkte. Er wol-
le auf keinen Fall die Regulierung
der Vorjahre zurückdrehen, die sich
gezielt gegen undurchsichtige Ver-
briefungen gerichtet habe.

Die Europaabgeordneten haben
unterdessen deutlich gemacht, dass
sie nicht davor zurückschrecken, ein-
zelne Kandidaten abzuweisen, die
EU-Kommissionschef Jean-Claude
Juncker für ein Ressort vorgeschla-
gen hat. So hat der Ungar Tibor Nav-
racsics nicht die nötigen Stimmen ge-
funden, um sich künftig als EU-Kom-
missar um Bildungs- und Kulturpoli-
tik zu kümmern. Die EU-Parlamenta-
rier fordern, dass er eine andere Auf-
gabe zugewiesen bekommt.

Alexandr Schochin
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fed Brüssel – Griechenland wird vor-
aussichtlich erst kurz vor Ablauf des
aktuellen Hilfsprogramms seiner EU-
Partner Gewissheit haben, wie es
nächstes Jahr finanziell weitergeht.
EU-Diplomaten machen deutlich,
dass es noch keine Bereitschaft zu
Verhandlungen über die Zukunft
mit Griechenland gebe, solange we-
sentliche Eckzahlen geprüft werden
müssten. Das gelte zum einen für die
Umsetzung des Haushalts 2014 und
die Budgetentwürfe 2015, die gera-
de erst unter die Lupe genommen
werden. Das gelte zum anderen mit
Blick auf den Bankenstresstest.
Denn erst nach Abschluss der Prüfun-
gen seitens der Europäischen Zen-
tralbank lasse sich die Liquiditätsla-
ge Griechenlands zu Jahresende rea-
listisch prognostizieren. Noch sind ei-
nige Mrd. Euro ungenutzt, die für
die Kapitalisierung Griechenlands
vorgesehen sind. Diese Summen

könnten allerdings, wenn sie nicht
für die Stärkung der Kapitalbasis der
Kreditinstitute gebraucht würden,
für Haushaltszwecke umgewidmet
werden. Andererseits ist aber auch
vorstellbar, dass im Zuge der Bank-
prüfungen ein zusätzlicher Finanzbe-
darf der Banken festgestellt wird,
der dann wahrscheinlich weitere
Hilfskredite nötig machen würde.

Nach Darstellung von EU-Diplo-
maten ist Griechenland zuversicht-
lich, ohne weitere Unterstützung
der Euro-Partner auszukommen.
„Was wir hören, ist, dass die griechi-
sche Regierung einen glatten Aus-
stieg aus dem Hilfsprogramm an-
strebt“, verlautet in Brüssel. Die letz-
ten Kredite des laufenden Euro-Pro-
gramms sollen in den nächsten Wo-
chen fließen – derzeit überprüft eine
Mission in Athen, ob die Vorausset-
zungen erfüllt sind. Vom Internatio-
nalen Währungsfonds erhält Hellas
noch Darlehen bis Anfang 2016.
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ms Frankfurt – Das Programm der
Europäischen Zentralbank (EZB)
zum Kauf umstrittener Kreditpakete
sorgt für heftige Kontroversen im
Führungsgremium der Notenbank,
dem EZB-Rat. Bundesbankchef Jens
Weidmann lehnt die Käufe generell
ab und hat seine Sorgen über die Ri-
siken für die EZB-Bilanz nun noch
einmal öffentlich gemacht. Kritik
kommt dem Vernehmen nach aber
auch von Frankreichs Notenbank-
chef Christian Noyer: Er ist zwar
nicht gegen die Käufe als solche,
aber gegen den Plan, diese zunächst
durch Dritte durchführen zu lassen.

Risiken für den Steuerzahler

Der EZB-Rat hatte Anfang Septem-
ber mehrheitlich beschlossen, im
Kampf gegen Mini-Inflation und
Wirtschaftsflaute auch sogenannte
Asset Backed Securities (ABS) zu
kaufen. Der Erwerb solcher Kredit-
verbriefungen soll bei den Banken Ei-
genkapital freisetzen, das diese
dann – so die Hoffnung der EZB –
wieder für neue Kredite an die Real-
wirtschaft nutzen. Vergangene Wo-
che hatte EZB-Präsident Mario Dra-
ghi weitere Details vorgelegt. Für
Griechenland und Zypern gibt es be-
sondere Zugeständnisse. Vor allem
in Deutschland befürchten viele, die
EZB werde zur Bad Bank.

Mit Weidmann und Noyer lehnen
nun offenbar die Chefs der beiden
führenden Zentralbanken im Euro-
system die Pläne ab. Ihre Motivation
ist dabei zwar sehr unterschiedlich.
Trotzdem wirft dies kein gutes Licht
auf das Vorhaben. Es verstärkt zu-
dem Zweifel an den Märkten, was
die Erfolgaussichten betrifft.

Bundesbankchef Weidmann ging
in einem Interview auf Distanz zu
Draghi und der Mehrheit im EZB-
Rat. Er sehe die Gefahr, dass „Kredit-
verbriefungen schwächerer Quali-
tät“ zum Kauf anstünden und die

EZB zudem überteuerte Preise be-
zahlen könnte, sagte Weidmann
dem Nachrichtenmagazin „Focus“.
„Dann würden Kreditrisiken, die von
privaten Banken eingegangen wur-
den, ohne einen angemessenen Aus-
gleich auf die Notenbank und damit
den Steuerzahler verlagert.“ Weid-
mann gilt seit der Debatte um das
OMT-Programm 2012 als größter
Widersacher Draghis im EZB-Rat. In
den Sommermonaten schien es aber
eine gewisse Annäherung zu geben.
Das historische Lockerungspaket der
EZB im Juni trug Weidmann trotz Be-
denken mit und verteidigte es öffent-
lich mehrfach. Nun gibt es wieder ei-
nen öffentlichen Disput.

Kritik muss Draghi aber auch von
unerwarteter Seite einstecken.
Frankreichs Notenbankchef Noyer
gilt grundsätzlich als Befürworter ei-
ner lockereren Politik der EZB. Er
stört sich aber offenbar daran, dass
die EZB die ABS-Käufe delegieren
will – an Banken oder andere Dienst-
leister. Sie begründet das mit der
mangelnden Expertise innerhalb des
Eurosystems. „Noyer will das nicht
dem Privatsektor überlassen“, zitier-
te die Nachrichtenagentur Reuters
Insider. Einige Beobachter vermuten
dahinter auch den Kampf um Macht
zwischen der EZB-Zentrale und den
nationalen Zentralbanken. Dass sich
die EZB externer Expertise bedienen
muss, schürt zudem teils Sorgen vor
Risiken für die Notenbankbilanz.

Bundesregierung beobachtet

Die Bundesregierung erklärte der-
weil gestern, sie werde das Kaufpro-
gramm „sicher beobachten“. Finanz-
minister Wolfgang Schäuble (CDU)
hatte unlängst erklärt, er sei „nicht
besonders glücklich“ über die EZB-
Pläne. In Deutschland sehen einige
Politiker und Volkswirte eine Über-
schreitung des EZB-Mandats. Einige
von ihnen fordern, die Regierung
müsse gegen das Vorhaben klagen.

IM INTERVIEW: ALEXANDR SCHOCHIN

„Die EU hat einen Brand entfacht“
Die Renationalisierung von Bashneft ist kein gutes Signal, räumt der Moskauer Unternehmenspräsident ein
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Hill muss heute
zur Nachprüfung
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